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In seiner Rede im Rahmen der DCGK-Konferenz 2017 zu „15 Jahre DCGK – Bestandsaufnahme und Ausblick“ hat sich der

Vorsitzende der Regierungskommission, Prof. Dr. Rolf Nonnenmacher, nach zwölf Überarbeitungen des Kodex in 15 Jahren

klar für dessen grundlegende Überarbeitung ausgesprochen (abrufbar unter www.dcgk.de). Leitlinien für eine solche Kodex-

reform sollten sein: (1) wesentlich längere Überarbeitungszyklen in der Zukunft, (2) ein größeres Gewicht von international

anerkannten Best Practices, (3) ein Durchforsten der Empfehlungen und Anregungen und (4) ein Aufbau des Kodex, der der

Managementlogik und nicht der Struktur des Aktiengesetzes folgt. Mit diesen Leitlinien, so Nonnenmacher weiter, dürfte

einhergehen, auf die Wiedergabe geltenden Rechts als solcher im Kodex zu verzichten, da diese zu einem ständigen Anpas-

sen des Kodex zwingen. „Es geht nicht darum, das Netz der Empfehlungen und Anregungen enger zu fassen, sondern vor

allem strukturell neu zu denken – den Kodex fit zu machen für die Zukunft. Das geht nur im Dialog miteinander und im

gegenseitigen Zuhören. Hierauf wollen wir weiterhin einen Arbeitsschwerpunkt setzen.“ Sofern die grundlegende Überarbei-

tung des Kodex in dem beschriebenen Sinn gelinge, solle der Kodex danach fünf oder mehr Jahre lang nicht zu ändern sein.

Die Auswirkungen der aktuellen Änderungen des DCGK 2017 auf die Praxis haben Mense/Klie in BB 2017, 771 dargelegt.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen

BGH: Kein Beweisverwertungsverbot bei ei-

ner Auskunft zum Filesharing

Der u. a. für das Urheberrecht zuständige I. Zi-

vilsenat des BGH hat sich in seinem Urteil vom

13.7.2017 – I ZR 193/16 – mit der Frage be-

fasst, ob im Falle der Urheberrechtsverletzung

durch Filesharing die dem Rechtsinhaber er-

teilte Auskunft des von dem Netzbetreiber ver-

schiedenen Endkundenanbieters im Prozess ge-

gen den Anschlussinhaber einem Beweisver-

wertungsverbot unterliegt, wenn lediglich für

die Auskunft des Netzbetreibers, nicht aber für

die Auskunft des Endkundenanbieters eine

richterliche Gestattung nach § 101 Abs. 9 UrhG

gegeben ist.

Die Klägerin macht geltend, Inhaberin der aus-

schließlichen Nutzungs- und Verwertungsrechte

an demComputerspiel „Dead Island“ zu sein. Die-

ses Spiel sei über den der Beklagten zuzuordnen-

den Internetanschluss in einer Tauschbörse im In-

ternet zum Herunterladen angeboten worden.

Die Beklagte unterhält einen von der Firma X AG

angebotenen, über das Telefonnetz der Deut-

schen Telekom AG betriebenen Festnetzan-

schluss.

Die Klägerin hat nach einem unter Beteiligung

der Deutschen Telekom AG als Netzbetreiberin

durchgeführten Gestattungsverfahren nach

§ 101 Abs. 9 UrhG von dieser die Auskunft er-

halten, welche Benutzerkennung im fraglichen

Zeitraum den IP-Adressen zugeordnet war, die

die Klägerin im Zusammenhang mit dem be-

anstandeten Filesharingvorgang ermittelt hat.

Die Netzbetreiberin hat weiter darüber Aus-

kunft erteilt, dass diese Benutzerkennung dem

Endkundenanbieter X AG zugeteilt war. Von

der am Verfahren nach § 101 Abs. 9 UrhG

nicht beteiligten X AG hat die Klägerin so-

dann Auskunft über Namen und Anschrift der

Beklagten erhalten, die der vom Netzbetreiber

mitgeteilten Benutzerkennung zugeordnet wa-

ren.

Die Klägerin verlangt von der Beklagten die Zah-

lung von Abmahnkosten und Schadensersatz.

Die Klage blieb in den Vorinstanzen erfolglos.

Auf die Revision der Klägerin hat der BGH die Sa-

che zurückverwiesen.

FürdieAuskünfte derX-AGbesteht – soder BGH–

kein Beweisverwertungsverbot. Dem Richtervor-

behalt des § 109 Abs. 9 Satz 1 UrhG unterliegt in

der Konstellation des Streitfalls allein die unter

Verwendung von Verkehrsdaten erfolgende Aus-

kunft des Netzbetreibers darüber, welcher Be-

nutzerkennung die ermittelten dynamischen IP-

Adressen im maßgeblichen Zeitpunkt zugeord-

net waren und auf welchen Endkundenanbieter

die Benutzerkennung entfiel. Für die Auskunft

des Netzbetreibers lag eine richterliche Gestat-

tung vor. Die Auskunft des Endkundenanbieters

über Namen und Anschrift der der Benutzerken-

nung zugeordneten Person erfolgt hingegen

nicht unter Verwendung von Verkehrsdaten son-

dern von Bestandsdaten. Eines weiteren Gestat-

tungsverfahrens nach § 101 Abs. 9 Satz 1 UrhG

unter Beteiligung des Endkundenanbieters be-

durfte esdahernicht.
(PM BGH vom 13.7.2017)

BGH: Zum Schadensersatzanspruch wegen

Mitwirkung an einem unerlaubten Bankge-

schäft

a) Ist das Schutzgesetz im Sinne von § 823

Abs. 2 Satz 1 StGB eine Strafnorm, so muss der

Vorsatz nach strafrechtlichen Maßstäben beur-

teilt werden. Dies gilt auch, falls das verletzte

Schutzgesetz selbst keine Strafnorm ist, seine

Missachtung aber unter Strafe gestellt wird.

Führt ein unvermeidbarer Verbotsirrtum gemäß

§ 17 Satz 1 StGB zur Schuldlosigkeit, so schließt

dies auch eine Haftung nach § 823 Abs. 2 BGB

aus (Anschluss Senat, Urteile vom 15. Mai 2012

– VI ZR 166/11, NJW 2012, 3177; vom 10. Juli

1984 – VI ZR 222/82, NJW 1985, 134).

b) Hält der Täter des § 54 KWG seine Geschäfte

für rechtlich zulässig und nicht erlaubnispflich-

tig, so stellt dies aus strafrechtlicher Sicht einen

Verbotsirrtum (§ 17 StGB) dar (Anschluss Senat,

Urteil vom 15. Mai 2012 – VI ZR 166/11, NJW

2012, 3177).

c) Zur Vermeidbarkeit eines Verbotsirrtums (§ 17

Satz 1 StGB) bei anwaltlicher Beratung.

BGH, Urteil vom 16.5.2017 – VI ZR 266/16
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-1665-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Aufhebung eines Beschlusses der

Gläubigerversammlung – Antragsbefugnis

a) Der Schuldner in der Eigenverwaltung ist

nicht befugt, einen Antrag auf Aufhebung ei-

nes Beschlusses der Gläubigerversammlung zu

stellen.

b) Das Insolvenzgericht darf nur dann auf Antrag

den Beschluss der Gläubigerversammlung, den

Betrieb des Schuldners einzustellen, aufheben,

wenn eine ordnungsgemäße Fortführungspla-

nung eindeutig bessere Quotenaussichten durch

die Betriebsfortführung ergibt

BGH, Beschluss vom 22.6.2017 – IX ZB 82/16
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-1665-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Verfolgung wettbewerbsrechtlicher

Ansprüche durch Fachverband – Anwaltsab-

mahnung II

a) Bei dem in § 47 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz

1 PBefG geregelten Verbot, Taxen außerhalb be-

hördlich zugelassener Stellen für Beförderungs-

aufträge bereitzuhalten, handelt es sich um eine

Berufsausübungsregelung, die der Wahrung der

Chancengleichheit der Taxiunternehmer beim

Wettbewerb um Fahraufträge dient. Die Rege-

lung ist deshalb gemäß § 3a UWG dazu be-

stimmt, im Interesse der Marktteilnehmer das

Marktverhalten zu regeln.
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